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Die meinen es ernst
Von Georg Fülberth

Die Große Koalition hat eine so genannte "Schuldenbremse"
ins Grundgesetz eingefügt. Das war hoch umstritten. Selbst
in der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung für Deutschland"
warnten Verfassungsrechtler, und sei es nur aus ästhetischen
Gründen: Weil viele Sonderfälle und die Feinheiten des Fö-
deralismus berücksichtigt werden mussten, geriet die Ergän-
zung umfangreich und unförmig. Die Verfassung hat nun ei-
nen Hängebauch.

Worum geht es?

Ab dem Jahr 2016 darf  der Bund und ab 2020 dürfen die
Länder keine Schulden mehr machen. An sich ist dieses Vor-
haben nicht neu. Ursprünglich hatte Finanzminister
Steinbrück - eine gute Konjunktur im Rücken - schon für
2011 einen schuldenfreien Haushalt versprochen. Es ist also
ein älteres Vorhaben, das die verflossene rot-grüne Koaliti-
on seit dem Amtsantritt von Hans Eichel (1999) energisch
betrieb. Der Staat solle möglichst wenig einnehmen und aus-
geben, das Geld bei Privatleuten und Unternehmen bleiben.

Das Projekt ist Teil der "neoliberalen Revolution" und soll
dreihundert Jahre Geschichte rückgängig machen. Die "fun-
dierte Staatsschuld" war eine der wichtigsten wirtschaftspo-
litischen Neuerungen schon im Übergang vom 17. zum 18.
Jahrhundert, zunächst in Großbritannien: Um nicht ständig
von der Hand in den Mund leben zu müssen, nahm die Re-
gierung Kredite auf, die nach Tilgung wieder erneuert wur-
den. Damit schuf sich der Staat Spielraum für langfristige
Vorhaben, und er tat auch den Geldvermögensbesitzern ei-
nen Gefallen: Ihr Kapital war sicher angelegt und doch mo-
bil - ergaben sich irgendwo bessere Chancen, konnte man
die Anleihen weiterverkaufen.

Seit den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts soll das nicht
mehr gelten. Die großen Finanzdienstleister (Banken, Versi-
cherungen, Fonds) schätzen den Staat als Konkurrenten am
Markt nicht sehr. So entstand die fixe Idee vom "schlanken
Staat", der nicht nur auf Anleihen verzichten soll: Schulden
soll er auch deshalb nicht machen dürfen, weil dadurch an-
geblich künftige Generationen belastet werden.
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Sehr stimmig ist das nicht. Es kommt nämlich darauf an,
was man mit den Krediten anfängt. Zum Beispiel könnte es
sein, dass der Staat damit prima Kindergärten und Schulen
finanziert. Die nächste Generation wird sich dann kaum dar-
über beschweren, dass sie gut ausgebildet wurde.

Allerdings darf man fragen, ob das denn unbedingt auf Pump
passieren muss. Staatsausgaben könnten auch mit Steuern
bezahlt werden, vielleicht sogar nach dem Grundsatz, dass
starke Schultern mehr tragen können als schwache. Dieses
Prinzip wird in einigen Ländern erfolgreich angewandt, zum
Beispiel in Skandinavien und Finnland. Kein Wunder, dass
diese bei jedem PISA-Test vorne liegen.

Aber die Bundesregierung, an der langen Leine geführt von
der "Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft" und eigentüm-
lichen Beratern wie den Professoren Rürup (AWD Holding)
und Hans-Werner Sinn (HypoVereinsbank), ist anders pro-
grammiert: möglichst keine Kredite mehr und zugleich Sen-
kung der direkten Steuern. (Über Mehrwertsteuern wird man
nach der Wahl reden.)

Nun schien es fast so, als habe die Finanzkrise den Strategen
des Bettelstaates die Petersilie verhagelt. Plötzlich musste die
Bundesrepublik Milliardenkredite aufnehmen, um damit
Banken zu sanieren, Abwrackprämien zu bezahlen und mit
Investitionen das Schlimmste zu verhindern.

Was wird in dieser Situation aus dem Vorhaben von der Kre-
dit-Vermeidung? Es steht im Widerspruch zur gegenwärti-
gen praktischen Politik. Er soll aufgelöst werden. Aber wie?
Die Verfassungsänderung zur Schuldenbremse ist die Ant-
wort. Möglichst schnell soll zum alten Kurs zurückgekehrt
werden, und zwar verschärft. Gerade weil jetzt so viele Kre-
dite aufgenommen werden, sollen sie in Zukunft völlig un-
terbleiben.

Manche meinen, das sei nur leeres Gerede. Letztlich werde
sich das Schuldenverbot ohnehin nicht halten lassen. Da ist
etwas dran, aber nicht viel. Gewiss: Ganz ohne Kreditauf-
nahme wird es auch künftig nicht gehen. Einige Ausnahmen
hat man auch bei der Verfassungsänderung eingeräumt. Aber
jede notgedrungene Abweichung zwecks Insolvenz-
vermeidung wird zum Vorwand genommen werden, damit
zugleich umso mehr bei sozialen Leistungen gespart kann:
Wegen der Verschuldung könne man sich nicht mehr leisten.
Die Verfassungsänderung als Papiertiger? Von wegen. Die
meinen es ernst.
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Zur Person: Dr. Cornelia Heintze,
Stadtkämmerin a.D., ist als freibe-
rufliche Beraterin und freie Auto-
rin tätig. Sie hat unter anderem
zahlreiche Publikationen zum
skandinavischen Wohlfahrtsstaat
veröffentlicht.

"Die geringste Einkommens-
disparität und die geringsten

Armutsquoten"
Dr. Cornelia Heintze über das

skandinavische Wohlfahrtsmodell

Das Interview führte Kai Eicker-Wolf

WISO-Info: Die skandinavischen Länder gelten als wirt-
schaftspolitische Vorbilder. Viele konservative Ökonom-
Innen sehen das so. Auch der hessische Ministerpräsident
Koch ist dieser Auffassung - er ist ein Anhänger des flexi-
blen dänischen Arbeitsmarktes. Wie schätzen Sie das ein?

Cornelia Heintze: Ein ernsthaftes Interesse konservativer
ÖkonomInnen am skandinavischen Erfolgsmodell kann ich
nicht erkennen. Sie stecken in einer Bredouille: Einerseits leh-
nen sie die egalitäre Ausrichtung des skandinavischen Wohl-
fahrtsstaates mit seinem großen öffentlichen Sektor und den
nach wie vor starken Gewerkschaften strikt ab. Andererseits
müssen sie zur Kenntnis nehmen, dass dieses Modell nicht
nur auf  gesellschaftspolitischen Feldern sehr gute Ergebnis-
se erzielt, sondern dass die skandinavischen Länder beim
jahresdurchschnittlichen Wirtschaftswachstum der vergange-
nen Dekade mit den angelsächsischen Ländern gleichgezo-
gen haben und letztere in Bezug auf Innovation, die Ent-
wicklung der Beschäftigung und bei der Solidität der Staats-
finanzen abgehängt haben. Zentrale Glaubenssätze des öko-
nomischen Mainstream geraten dadurch in Not, schließen
sie doch aus, dass Länder mit einer Staatsquote von über 50
Prozent so erfolgreich sein können. Wer nun freilich eine
gründliche Selbstprüfung erwartet, verkennt, in welchem
Maße die Mainstream-Ökonomie interessengeleitet ist. Statt
ernsthafter Auseinandersetzung gibt es eine Art Einverlei-
bung. Man pickt sich die Versatzstücke heraus, die man ver-
wenden kann, ohne am Grundgerüst und der konservativ-
neoliberalen Ausrichtung seines Denkens etwas ändern zu
müssen.

Diese Instrumentalisierung findet sich auch beim Hessischen
Ministerpräsidenten. Mit seinem Loblied auf den flexiblen
dänischen Arbeitsmarkt versucht er eine Politik als von Dä-
nemark inspiriert zu vermarkten, die tatsächlich aber kon-
trär zur dänischen steht. Weitere Arbeitsmarktdere-
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gulierungen sind sein Ziel. Der Verweis auf  Dänemark ist
Teil einer Täuschung. Enttarnt wird die Täuschung gleich-
wohl nicht, denn - wo bitte - gibt es den kritischen
Wirtschaftsjournalismus, der dafür gebraucht würde? Und -
wo bitte - gibt es eine Partei, die Contra gibt und geben kann,
weil sie sich bei der konkreten Ausformulierung ihrer politi-
schen Angebote ernsthaft an skandinavischen Ländern ori-
entiert?

WISO-Info: In den skandinavischen Ländern arbeiten deut-
lich mehr Personen im Gesundheits- und Pflegebereich so-
wie im Bereich Erziehung und Bildung. Generell ist die öf-
fentliche Beschäftigung wesentlich größer. Können sie das
im Detail erläutern? Welche gesellschaftspolitischen Konse-
quenzen ergeben sich daraus?

Cornelia Heintze: Wer in Deutschland für eine höhere
AkademikerInnenquote eintritt, sieht sich schnell mit folgen-
dem Argument konfrontiert: Mehr AkademikerInnen, das
führe nur zur AkademikerInnenarbeitslosigkeit, weil die Stei-
gerung höherer Qualifikationen ja nichts an der Begrenzt-
heit entsprechender Stellen ändere. Von Skandinavien kön-
nen wir allerdings lernen, dass dieser Einwand nicht zutref-
fen muss. Anders als in Deutschland gibt es dort eine enge
Verzahnung von Bildungs- und Beschäftigungspolitik. Seit
Ende der 1970er Jahre betreibt die Politik als Teil der
Bildungsexpansion die Akademisierung von Erziehungs- und
Pflegeberufen. Frühere dreijährige Fachschulausbildungen
wurden auf Collegeniveau angehoben - auch mit der Mög-
lichkeit, einen Mastertitel, teilweise gar einen Doktortitel zu
erwerben. Frühere Anlernausbildungen stiegen sozusagen
"im Fahrstuhl" nach oben mit. Parallel zur Organisierung
dieser Höherqualifizierung steigert der Staat seine Nachfra-
ge nach eben diesen höheren Qualifikationen. Beispiel Dä-
nemark: 1999 gab es im Zentral- und Lokalregierungsbereich
107.000 Stellen für PädagogInnen und 127.000 Stellen für
Gesundheitsberufe. Bis 2005 stieg die PädagogInnenzahl auf
rd. 159.000 und die GesundheitsdienstleisterInnenzahl auf
rd. 174.000. Der Zuwachs von fast 49 Prozent bei ersteren
und über 37 Prozent bei letzteren verteilt sich auf alle
Qualifikationsniveaus, fiel bei VollakademikerInnen mit ei-
nem Plus in Höhe von 250 Prozent bei PädagogInnen und
einem Plus in Höhe 43 Prozent bei Gesundheits-
dienstleisterInnen aber überproportional hoch aus. Auf  1.000
Einwohner Innen beschäftigte der dänische Staat 2005 knapp
62 MitarbeiterInnen alleine im pädagogischen und im
Gesundheitsdienstleistungsbereich. Zum Vergleich: Die deut-
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schen Bundesländer haben sich finanzpolitisch dahingehend
gleichgeschaltet, dass sie einen Personalstand von rd. 20
Landesbeschäftigten auf 1000 Einwohner anstreben und dies
teilweise auch schon realisiert haben. Im hessischen Landes-
dienst gab es nach meinen Berechnungen 2007 eine Dichte-
ziffer von 21,4. Gemessen an der Bedeutung des öffentli-
chen Sektors in den skandinavischen Ländern hat Deutsch-
land eine Beschäftigungslücke, die im Bereich von 6 und bis
über 8 Millionen fehlender Arbeitsplätze liegt. Deutschland
entwickelt sich bei Dienstleistungen nicht vorwärts in Rich-
tung Wissensgesellschaft. Dies würde einen beschäftigungs-
politisch aktiven Staat erfordern. Statt Wissensgesellschaft
deformierte Entwicklung, statt Akademisierung Dequa-
lifizierung. Dazu passt, dass der Bundestag gerade beschlos-
sen hat, die Zugangsvoraussetzungen für Pflegeberufe her-
unterzusetzen. Zukünftig soll ein Hauptschulabschluss aus-
reichen.

WISO-Info: Wie sieht es mit den Einkommens- und Ar-
beitsbedingungen und generell mit der Sozialstruktur in den
skandinavischen Ländern aus?

Cornelia Heintze: Zunächst zu den Schattenseiten. Obwohl
die Entwicklung auf der High Road - also einem guten
Entwicklungspfad - mit guten Einkommens- und Arbeits-
bedingungen verläuft, hat Ungleichheit allgemein zugenom-
men. Allerdings gibt es keine polarisierende Entwicklung mit
abgehängtem Prekariat wie in Deutschland. Weltweit haben
die skandinavischen Länder weiterhin die geringste Ein-
kommensdisparität und die geringsten Armutsquoten. Inn-
erskandinavisch sind allerdings Differenzen zu registrieren.
Beispiel Zeitarbeit: Sie ging in Dänemark seit Mitte der
1990er Jahre zurück, stagniert in Norwegen auf  niedrigem
Niveau, stieg aber in Finnland und Schweden ähnlich stark
wie in der EU15. Die dänische wie norwegische Entwick-
lung erklärt sich möglicherweise dadurch, dass Zeitarbeit für
Arbeitgeber wegen hoher Zuschläge sehr teuer ist. So be-
steht ein Anreiz, Flexibilität durch organisatorische Innova-
tionen zu realisieren, womit wir wieder bei Herrn Koch wä-
ren.

WISO-Info: Wie finanzieren die skandinavischen Länder ih-
ren Wohlfahrtsstaat?

Cornelia Heintze: Zentrale Säulen sind die Einkommen-
steuer mit Spitzensteuersätzen deutlich über 50 Prozent, eine
eigene kommunale Einkommensteuer mit Sätzen um die 30
Prozent und eine hohe Mehrwertsteuer. Größere Bedeutung
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als in Deutschland haben neben der Körperschaft- und
Grundsteuer Gewinnabführungen eigener Unternehmen so-
wie diverse Produkt- und Umweltsteuern. Finnland ist gera-
de dabei, die Sozialabgaben auf Ökosteuern umzustellen.
Die Hauptlast, ungefähr zwei Drittel, sollen Unternehmen
tragen.

WISO-Info: Wie konnte sich in Deutschland der "schlanke
Staat" als ein zentrales wirtschaftspolitisches Leitbild etablie-
ren?

Cornelia Heintze: Die Haltung der Mehrheit der deutschen
Bevölkerung zum Staat ist ambivalent. Einerseits wird ein
auch sozial und ökonomisch aktiver Staat gewünscht. Dies
zeigen Umfragen immer wieder. Andererseits gibt es eine
Discountmentalität. Man will nicht sehen, dass gute öffentli-
che Leistungen ihren Preis in Form einer wieder höheren
Steuerquote haben. Hier zeigt die jahrelange Meinungsmache
mit der Mär vom deutschen Hochsteuerland Wirkung. Men-
schen sind nun einmal politisch leicht manipulierbar. Dies
umso mehr, als die neoliberale Gleichschaltung in Deutsch-
land besonders ausgeprägt ist. SPD und Grüne sind in den
neoliberalen Grundkonsens einbezogen. So bleibt die Pro-
paganda der herrschenden Eliten unwidersprochen. Die brei-
te Mehrheit liest weder die Bücher von Herrn Bofinger noch
beschafft sie sich Gegeninformationen auf  den Nachdenk-
seiten oder auf  der Webseite von Herrn Jahnke.
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Hessische Finanzpolitik in
der Krise

Gewerkschaftliche Forderungen
an den Landeshaushalt

Von Kai Eicker-Wolf

1. Die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland und
in Hessen

In den Jahren 2006 und 2007 erlebte die deutsche Wirtschaft
nach einer fünfjährigen Stagnationsphase mit Wachstumsra-
ten von 3 bzw. 2,5 Prozent einen Aufschwung, der die Ar-
beitslosigkeit deutlich verringerte. Die konjunkturelle Bele-
bung hatte auch einen Anstieg der Einnahmen von Bund,
Ländern und Gemeinden sowie der Sozialkassen zur Folge,
so dass nach vier Jahren wieder die Defizitgrenze des euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes von drei Prozent
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) eingehalten werden konn-
te.

Das deutsche und das hessische Wirtschaftswachstum ent-
wickelte sich in den vergangenen beiden Jahren nahezu par-
allel, wobei das hessische Wachstum des Sozialproduktes
etwas moderater ausfiel als das gesamtdeutsche (vgl. Schau-
bild 1). Die positive wirtschaftliche Entwicklung der Jahre

Schaubild 1: Das Wirt-
schaftswachstum in den Jahren
2000-2009 in Deutschland und in
Hessen, Werte für 2009 = Schät-
zungen

Quelle: Hessisches Statistisches
Landesamt
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2006/07 ist bereits im vergangenen Jahr zum Stillstand ge-
kommen. Im Jahr 2008 belief  sich das Wirtschaftswachstum
nur noch auf 1,3 Prozent (Hessen 1,2 Prozent), wobei der
eigentliche Einbruch in der zweiten Jahreshälfte erfolgt ist.

Für das laufende Jahr ist mit einem deutlichen Rückgang des
Wirtschaftswachstums sowohl in Deutschland als auch in
Hessen in Höhe von sechs Prozent zu rechnen - Ursache
hierfür ist die weltweit um sich greifende Finanzmarktkrise,
von deren Folgen auch Deutschland massiv betroffen ist (zur
Finanzmarktkrise vgl. Eicker-Wolf/Hofmann 2009).

2. Anforderung an die hessische Fiskalpolitik

Insbesondere die Finanzpolitik ist gefordert, dem konjunk-
turellen Abschwung antizyklisch entgegenzuwirken. Zum Teil
erfolgt eine antizyklische Steuerung der staatlichen Einnah-
me- und Ausgabentätigkeit quasi automatisch - in diesem
Zusammenhang wird auch von automatischen Stabilisatoren ge-
sprochen. Die automatischen Stabilisatoren sollten im
Konjunkturzyklus grundsätzlich ihre Wirkung entfalten kön-
nen, d.h. konjunkturbedingte Mehr- oder Minderausgaben
bzw. Mehr- oder Mindereinnahmen sind hinzunehmen (Bei-
spiele sind konjunkturbedingte Steuermehr- und Minderein-
nahmen und Sozialtransfers wie Arbeitslosengeldzahlungen).
Geschieht dies nicht und erfolgen etwa Konsolidierungs-
versuche im Konjunkturabschwung, so wird eine bestehen-
de Krise verschärft: Ein (weiterer) Wachstumseinbruch wird
einen zusätzlichen Beschäftigungsrückgang nach sich ziehen,
infolge dessen dann auch die Sparanstrengungen zum Teil
oder sogar gänzlich verpuffen. In Deutschland lässt sich dies
für die Stagnationsphase von 2001 bis 2005 beobachten, als
versucht wurde, die Defizitgrenze des europäischen
Stabilitäts- und Wachstumspaktes trotz der Konjunktur-
schwäche einzuhalten: Die Finanzpolitik versuchte den Ein-
nahmeausfällen und Mehrausgaben "hinterher zu sparen".
Im Jahr 2003 wirkte dies den automatischen Stabilisatoren
entgegen, und 2004 und 2005 wurden die automatischen Sta-
bilisatoren sogar negativ überkompensiert. Mit dieser Fi-
nanzpolitik wurde die schon bestehende Krise verschärft
(vgl. Eicker-Wolf/Truger 2006 und Eicker-Wolf/Niechoj/
Truger 2009).

Von der angesprochenen, automatisch antizyklisch wirken-
den Steuerung durch automatische Stabilisatoren sind
diskretionäre antizyklische Maßnahmen zu unterscheiden.
Diskretionäre Maßnahmen sind gezielte fallweise Eingriffe
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in Form von einnahme- und ausgabenseitigen Maßnahmen,
dies können z.B. Beschäftigungsprogramme, öffentliche
Infrastrukturinvestitionen oder steuerpolitische Maßnahmen
sein. Diskretionäre Maßnahmen sollten im Falle einer star-
ken und länger andauernden Wirtschaftskrise ergriffen wer-
den.

Die voran stehend formulierten allgemeinen Anforderungen
an eine konjunkturgerechte Haushaltspolitik haben natürlich
für alle Gebietskörperschaftsebenen Gültigkeit, und damit
auch für die Ebene der Bundesländer. Dabei ist es mit Blick
auf Hessen angezeigt, Lehren aus den katastrophalen Aus-
wirkungen der so genannten "Operation Sichere Zukunft"
zu ziehen, die ein geradezu klassisches Beispiel für eine pro-
zyklische Fiskalpolitik und ihre Auswirkungen darstellt (vgl.
Eicker-Wolf  2004 und Truger/Eicker-Wolf/Blumtritt 2007:
11 ff.).

Die Ankündigung der seinerzeit noch geschäftsführend im
Amt befindlichen Regierung Koch aus dem Dezember 2008,
im Rahmen eines antizyklisch angelegten Investitionspro-
gramms 1,7 Milliarden Euro für Sanierung, Modernisierung
und Ausbau hessischer Schulen und Hochschulen zur Verfü-
gung stellen zu wollen, scheint zunächst einmal die Befürch-
tung zu entkräften, dass die Landesregierung abermals ei-
nen Sparkurs in der Krise verfolgen will. Die Mittel sollen in
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Schaubild 2: Ausgaben- und Ein-
nahmenentwicklung in Hessen
1995-2009, Wert für 2009 gemäß
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den kommenden zwei Jahren verausgabt werden. Und auch
der demnächst zur Abstimmung anstehende Etat für das lau-
fende Jahr ist antizyklisch angelegt.

In ihrem Haushalt für das Jahr 2009 rechnet die Regierung
Koch/Hahn mit einem merklichen Rückgang bei den Steu-
ereinnahmen, insgesamt wird mit einem Einnahmeeinbruch
in Höhe von annähernd sechs Prozent kalkuliert (vgl. Schau-
bilder 2 und 3). Letzteres wird ein Nettofinanzierungsdefizit
in Höhe von fast 3 Milliarden Euro zur Folge haben (vgl.
Schaubild 4).
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der Gesamtausgaben (ohne LFA)
und der Gesamteinnahmen
1996-2009, Wert für 2009 gemäß
Haushaltsentwurf 2009

Quelle: Hessisches Ministerium
der Finanzen

Zumindest mit dem Haushalt für das laufende Jahr 2009 wie-
derholt die Landesregierung nicht jene Fehler, die im Rah-
men der "Operation Sichere Zukunft" mit ihrer prozykli-
schen Ausrichtung begangen wurden. Die Ausgaben des
Landes (ohne LFA) sollen um immerhin sechs Prozent ge-
genüber dem Vorjahr steigen; dieser Wert liegt klar über dem
Trend seit Mitte der 1990er Jahre (vgl. Schaubild 3 und 4). In
Anbetracht des anstehenden drastischen Wachstumsein-
bruchs wäre eine noch stärkere Ausgabensteigerung durch-
aus sinnvoll - alles in allem ist allerdings zu konstatieren, dass
die von der Landesregierung betriebene expansive und anti-
zyklisch angelegte Fiskalpolitik angesichts der konjunkturel-
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len Lage von der Richtung her stimmt. Dieser expansive Kurs
sollte allein schon wegen der ebenfalls schlechten Prognose
für das Jahr 2010 im kommenden Haushalt beibehalten wer-
den.
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Schaubild 4: Das Netto-
finanzierungsdefizit im hessischen
Landeshaushalt 1995-2009, Wert
für 2009 gemäß Haushaltsentwurf
2009

Quelle: Hessisches Ministerium
der Finanzen

Auch wenn die hessische Landesregierung mit dem Haus-
halt für das laufende Jahr im Grundsatz angemessen reagiert,
so sind im Koalitionsvertrag vom 30.01.2009 zwei Dinge
angekündigt worden, die in den kommenden Jahren zu
schwerwiegenden haushaltspolitischen Fehlentwicklungen
führen werden: die Verankerung der Schuldenbremse in der
hessischen Verfassung und die weitere Verringerung der
Personalkostenquote, d.h. des Anteils der Personalausgaben
an den Gesamtausgaben des Landes Hessen.

Schuldenbremsen oder absolute Verschuldungsverbote sind
konjunkturpolitisch kontraproduktiv (vgl. Horn u.a. 2008
und Horn/Proano/Truger 2009). Natürlich darf  die öffent-
liche Hand ihre Kreditaufnahme nicht endlos steigern. Aber
ein konjunkturbedingtes Defizit muss durch Wachstum und
auf  Basis der damit einhergehenden Steigerung des Steuer-
aufkommens abgebaut werden. Wenn sich die Wirtschaft im
Abschwung befindet, muss die öffentliche Hand konjunk-
turpolitisch gegensteuern, bis ein kräftiger und nachhaltiger
Aufschwung einsetzt. Die Einführung der Schuldenbremse
wird dazu führen, dass es im Landeshaushalt zu massiven
Einschnitten kommen wird, d.h. es droht in den kommen-
den Jahren eine "Operation Sichere Zukunft Teil 2".
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 Den Abbau von staatlichen Leistungen, der häufig mit dem
Leitbild vom "schlanken Staat" verbunden wird, ist aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht verfehlt, da die öffentliche Hand
- und dies gilt auch für das Land Hessen - unbestritten zu
wenig Geld für öffentliche Investitionen und im Bildungs-
bereich ausgibt, d.h. gemessen an den eigentlichen Erfor-
dernissen ist der Landeshaushalt strukturell unterfinanziert.
Über eine sozial ausgewogene Steuerpolitik, d.h. über eine
stärkere Besteuerung hoher Einkommen und Vermögen
sowie einer angemessen hohen Unternehmensbesteuerung,
müssen zusätzliche Einnahmen für die öffentliche Hand ge-
neriert werden, damit die öffentliche Hand ihre Ausgaben
auf Dauer steigert.
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Auf dem Weg in die
Dienstleistungsgesellschaft

� aber in welche?
Von Kai Eicker-Wolf

Die Veränderung der Produktionsstruktur ist in volkswirt-
schaftlichen Debatten ein immer wiederkehrendes Thema,
dabei spielt vor allem die Ausweitung des Dienstleistungs-
sektors eine bedeutende Rolle.

Der Dienstleistungssektor ist insgesamt sehr heterogen, er
umfasst so unterschiedliche Bereiche wie das Gesundheits-
wesen, Finanzdienstleistungen, das Gastgewerbe oder Trans-
port und Logistik. Die Heterogenität von Dienstleistungen
bildet sich sowohl in den verschiedenen Qualifikations-
profilen der Dienstleistungstätigkeiten als auch in den Ar-
beitsbedingungen und der Entlohnung ab: So gehören so-
wohl die im Niedriglohnsegment beschäftigte Reinigungs-
kraft als auch der gut verdienende Angestellte im Bankbereich
oder der hoch bezahlte Chefarzt eines Krankenhauses zum
Dienstleistungssektor.

Die deutsche Diskussion um den Dienstleistungsbereich ist
vor allem von der These geprägt, dass ein Beschäftigungsan-
stieg durch eine Expansion des Dienstleistungssektors nur
mittels einer Senkung der Arbeitskosten möglich sei, wobei
diese Behauptung hauptsächlich auf die arbeitsintensiven
sozialen und personenbezogenen Dienstleistungen abzielt.
Bezugspunkt sind die USA, deren hohe Einkommens- und
Lohndifferenzierung als vorbildlich gilt, um die Beschäfti-
gung im Dienstleistungsbereich zu erhöhen - unterstellt wird
mithin, dass eine steigende soziale Ungleichheit als Preis für
den Abbau von Arbeitslosigkeit unvermeidlich sei.

Mit den so genannten Hartz-Reformen wurde ein Weg ein-
geschlagen, der ganz offensichtlich dieser These folgt. Zu
nennen sind etwa die steuerlich begünstigten "geringfügigen"
Beschäftigungsverhältnisse (Mini-Jobs), die sich in rund 90
Prozent der Fälle durch Löhne unterhalb der Niedriglohn-
schwelle auszeichnen und die in der Mehrzahl im Dienstlei-
stungssektor zu finden sind. Niedriglohnbeschäftigung hat
sich in der jüngeren Vergangenheit auch deshalb speziell im
Dienstleistungssektor ausgebreitet, weil dort Tätigkeiten mit
geringer Entlohnung vielfach outgesourct worden sind. Zudem
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ist Niedriglohnbeschäftigung in vielen Dienstleistungsberei-
chen mit schwacher oder völlig fehlender Tarifbindung zu
finden.

Durch die in Deutschland stark verbreitete und höchst ein-
seitige Sicht auf den Dienstleistungssektor, die fast ausschließ-
lich auf den Preisfaktor der Arbeit fokussiert, wird außer
Acht gelassen, dass der Dienstleistungssektor der nordischen
Länder Schweden, Dänemark, Norwegen und Finnland sehr
stark durch soziale und gesellschaftsorientierte Dienstleistun-
gen geprägt ist und gerade für Frauen gut bezahlte Arbeits-
plätze bereitstellt.

Strukturelle Mängel des deutschen Dienstleistungs-
sektors

Aus struktur- und auch aus gesellschaftspolitischer Sicht ist die
Frage relevant, welche Entwicklungspfade in die Dienstlei-
stungsgesellschaft und welche politischen Steuerungsmög-
lichkeiten es gibt. In Deutschland herrscht die Einschätzung
vor, dass der Dienstleistungssektor insbesondere über ein-
fache persönliche und niedrig bezahlte Arbeit, gegebenen-
falls durch eine Förderung mittels Kombilöhnen, zu entwik-
keln sei. Wird der deutsche mit Dienstleistungssektoren an-
derer Länder verglichen, dann ist diese These in Zweifel zu
ziehen.

Nach ihrer Funktion im gesellschaftlichen
Reproduktionsprozess können vier Gruppen von Dienst-
leistungen unterschieden werden:

¡ gesellschaftsorientierte/soziale Dienstleistungen (z.B. öffent-
liche Verwaltung, Erziehung und Bildung, Gesundheits- und
Sozialwesen, Kultur)

¡ distributive Dienstleistungen (z.B. Handel, Verkehr und
Nachrichtenübermittlung)

¡ produktionsorientierte Dienstleistungen (z.B. Kredit- und
Versicherungsgewerbe, Datenverarbeitung und -entwicklung,
Forschung und Entwicklung)

¡ konsumorientierte Dienstleistungen (z.B. Gastgewerbe,
private Haushalte)

Auf  Basis dieser Einteilung kann die Struktur des deutschen
Dienstleistungssektors am besten durch das Dienstleistungs-
arbeitsvolumen pro Kopf  der Erwerbsbevölkerung abge-
bildet werden. Vom Gesamtvolumen her befindet sich
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Deutschland dabei im europäischen Mittelfeld: Spitzenrei-
ter sind die skandinavischen Länder Dänemark und Schwe-
den sowie Großbritannien, in denen das geleistete Arbeits-
volumen im Dienstleistungssektor um 25 Prozent höher aus-
fällt als das deutsche. Besonders aufschlussreich ist das
Tertiarisierungsniveau in Europa, wenn dies für die vier er-
läuterten Gruppen dargestellt wird (vgl. Tabelle 1). Die ent-
sprechenden Daten fördern einen angesichts der deutschen
Debatte um den Dienstleistungssektor erstaunlichen Befund
zutage: In Deutschland besteht im Vergleich zu den skandi-
navischen Ländern Dänemark und Schweden nicht etwa bei
den einfachen Dienstleistungen, sondern bei den sozialen und
gesellschaftsbezogenen Dienstleistungen ein hoher Nachhol-
bedarf (vgl. Lehndorff 2008).
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 Dänemark Schweden Großbr i-
tannien 

N ieder-
lande 

Deutsch-
land Spanien Italien 

Sozial/gesellschaftsorientiert (in 
Std./Woche) 9,18 9,48 7,64 6,87 6,66 4,19 4,84 

Distributiv (in Std./W oche)  4,91 4,32 5,13 4,14 4,00 3,16 2,46 

Produktionsorientier t ( in Std./Woche)  2,90 2,85 3,67 3,18 2,11 1,54 1,26 

Konsumorientiert ( in Std./Woche)  0,63 0,73 1,04 0,69 0,89 1,87 0,99 

 
Tabelle 1: Tertiarisierungsniveau
in ausgewählten europäischen
Ländern in vier Dienstleistungs-
gruppen (sektorale Betrachtung),
gemessen in Arbeitsstunden pro
Kopf der Erwerbsbevölkerung

Quelle: Lehndorff 2008, S. 6

Im Gegensatz zu Deutschland bewegen sich die skandinavi-
schen Länder auf einem vergleichsweise günstigen
Entwicklungspfad, der geprägt ist von einer hohen
Beschäftigungsintensität und einer hohen Dienstleistungs-
qualität bei vergleichsweise guten Arbeitsbedingungen und
guter Bezahlung für hoch qualifizierte Beschäftigte. Der Weg
in die Dienstleistungsgesellschaft erfolgt vor allem durch eine
Ausweitung sozialer und gesellschaftsorientierter Dienstlei-
stungen, wobei unter anderem eine Professionalisierung von
ehemals in der Familie bzw. im Haushalt erbrachten
Reproduktionsleistungen im Rahmen eines staatlich organi-
sierten Tertiarisierungspfades stattfindet. Während die öko-
nomische Bedeutung der öffentlichen Hand in Deutschland
seit Beginn der 1990er Jahre rückläufig ist, hat die öffentli-
che Hand ihre Tätigkeit in den skandinavischen Ländern im
Bereich der sozialen und gesellschaftsorientierten Dienstlei-
stungen ausgebaut. Zwar sind auch in den nordischen Län-
dern privatisierungsbedingte Beschäftigungsverluste zu ver-
zeichnen, mehr Beschäftigung im Bereich der sozialen und
gesellschaftsorientierten Dienstleistungen kompensiert dies
jedoch (vgl. Heintze 2009).
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Die beschriebene deutsche Dienstleistungslücke im Bereich der
gesellschaftsorientierten und sozialen Dienstleistungen weist
einen engen Bezug zur Frauenerwerbstätigkeit auf, die in
Deutschland im europäischen Mittelfeld liegt. Zwischen der
Erwerbstätigkeit von Frauen und einem Mehr an sozialen
und gesellschaftsorientierten Dienstleistungen besteht eine
positive Wechselwirkung (vgl. Wagner 2007). Auf  der einen
Seite erhöht sich die Nachfrage nach den genannten Dienst-
leistungen im Zuge einer steigenden Erwerbstätigkeit von
Frauen, da Bereitstellung und Inanspruchnahme dieser
Dienstleistungen wesentliche Voraussetzungen für eine hö-
here Frauenerwerbstätigkeit sind: Wenn Männer nicht in dem
Umfang ihre Erwerbsarbeitszeit reduzieren, in dem Frauen
ihre Erwerbstätigkeit erhöhen, verbleiben letztlich geringe-
re zeitliche Ressourcen für die Eigenarbeit im Haushalt und
es kommt in Folge dessen zu einer Auslagerung bestimmter
Tätigkeiten aus dem Haushalt, d.h. vormals privat erbrach-
te Dienstleistungen werden zu ökonomischen Tätigkeiten,
die "außer Haus" erbracht werden. Auf der anderen Seite
bieten gerade soziale und gesellschaftsorientierte Dienstlei-
stungsberufe Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen. Des-
halb ist die Ausweitung dieser Dienstleistungen sowohl Vor-
aussetzung als auch Folge einer steigenden Arbeitsmarkt-
partizipation von Frauen.

Aufgrund der Tatsache, dass der öffentliche Sektor bzw. die
öffentliche Beschäftigung in den skandinavischen Ländern
wesentlich für die Beschäftigung von Frauen verantwortlich
ist, fällt das so genannte Gender-Pay-Gap dort besonders ge-
ring aus - d.h. die Einkommensdifferenz zwischen den Ge-
schlechtern ist in den nordeuropäischen Ländern im interna-
tionalen Vergleich am geringsten.

Neben der positiven Wirkung der insbesondere staatlich
bereitgestellten sozialen und gesellschaftsorientierten Dienst-
leistungen sind weitere positive Auswirkungen dieses Weges
in die Dienstleistungsgesellschaft auszumachen. Dies ist etwa
dann der Fall, wenn ein hoher und gleich verteilter Wohl-
stand und ein hoher Beschäftigungsstand das ökonomische
Ziel sind - aber auch, wenn ein breit angelegter Vergleich
von wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Indika-
toren vorgenommen wird. So verfügen die skandinavischen
Länder über eine bessere Beschäftigungsbilanz als Deutsch-
land, und auch das Wohlstandsniveau (BIP pro Kopf) der
skandinavischen Länder ist aktuell gleich hoch oder höher
als das deutsche.
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chen Hand finanzierte Institutionen zum Staat zählt, in den
nordischen Ländern jeder dritte bis vierte Erwerbstätige in
öffentlicher Beschäftigung arbeitet, tun dies in Deutschland
nicht einmal mehr 15 Prozent (Schaubild 2). Obwohl der
Öffentliche Dienst in Deutschland nach dem zweiten Welt-
krieg eine Expansion erlebte, hat der Staat als direkter Ar-
beitgeber nie die Größe anderer Länder erreicht. Nach dem
Beitritt der fünf neuen Länder erfolgte ein drastischer
Beschäftigungsabbau im öffentlichen Dienst, nach Berech-
nungen von Kuhlmann (2007) ist allein zwischen 1991 und
2000 ein Rückgang von rund 20 Prozent zu verzeichnen.
Dabei schlagen natürlich die Privatisierungsmaßnahmen - als
Beispiel sei die Post genannt - und die Verkleinerung der
Bundeswehr zu Buche. Aber auch die Kommunalverwaltun-
gen haben ihr Personal deutlich reduziert: die ostdeutschen
Kommunen zwischen 1991 und 2001 um mehr als 25 Pro-
zent, die westdeutschen Städte und Gemeinden im gleichen
Zeitraum um ebenfalls immerhin 13 Prozent. Der Abbau
der staatlichen Beschäftigung in Deutschland stellt im inter-
nationalen Vergleich eine singuläre Entwicklung dar. Kein
anderes Industrieland weist eine auch nur ähnliche Entwick-
lung auf, im Gegenteil: Absolut gesehen haben andere Indu-
strieländer ihren Beschäftigungsstand gehalten oder ausge-
baut (Tabelle 2).

Die vergleichsweise hohe Staatstätigkeit bzw. die hohe öf-
fentliche Beschäftigung in den nordeuropäischen Ländern,
die natürlich auch mit deutlich höheren Personalkosten ein-
hergehen, wird durch entsprechend hohe Abgaben finanziert,
wobei indirekte, aber vor allem direkte Steuern für die Fi-

Schaubild 1: Gesamte in -
nahmen und -ausgaben des
Staates in % des BIP in Deutsch-
land und den skandinavischen
Ländern (2007)

Quelle: Europäische Kommission
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Die umfangreichere Bereitstel-
lung von sozialen und gesell-
schaftsorientierten Dienstlei-
stungen in den skandinavischen
Ländern geht mit höheren
Staatseinnahmen und -ausgaben
einher, diese liegen deutlich
über dem deutschen Niveau
(Schaubild 1). In Skandinavien
ist der Staat ein wesentlich be-
deutenderer Arbeitgeber als in
Deutschland: Während nach
Zahlen der International
Labour Organization (ILO), die
auch Sozialversicherungen und
nicht auf Gewinnerzielung aus-
gerichtete und von der öffentli-
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nanzierung der staatlichen Ausgaben eine wichtigere Rolle
spielen als in Deutschland. Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang, dass die Spitzensteuersätze deutlich über dem
deutschen Spitzensteuersatz liegen.

Schaubild 2: Anteil der öf-
fentlichen Beschäftigung an der
Gesamtbeschäftigung in ausge-
wählten Ländern 1998-2008

Alle Gebietskörperschaftsebenen
einschließlich Sozialversicherun-
gen, nicht auf Gewinnerzielung
ausgerichtete Institutionen, die
hauptsächlich durch die öffentliche
Hand finanziert werden, und Un-
ternehmen in öffentlichem Besitz.

Quelle: ILO
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Ausbau sozialer und gesellschaftsorientierter Dienst-
leistungen als zentrale gesellschaftspolitische Aufgabe

Qualifiziert erbrachte Dienstleistungen sind wichtig für ein
hohes Wohlstandsniveau. Die Zukunft der deutschen
Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur kann nicht in einem
immer weiter ausgreifenden Niedriglohnsektor liegen. Viel-
mehr sollte eine Strategie verfolgt werden, die auf
Innovationsfähigkeit, Produktivität, Qualität und ein in der
Breite gut qualifiziertes Personal sowie anspruchsvolle und
qualitativ hochwertige Arbeitsplätze setzt. Wirtschaftspoli-
tisch sinnvoll wäre deshalb ein Ausbau der sozialen und
gesellschaftsorientierten Dienstleistungen. Dieses Dienst-
leistungssegment ist mit den Bereichen Gesundheit und Pfle-
ge, Soziales, Erziehung, Bildung und Wissen unter gesell-
schaftspolitischen und ökonomischen Gesichtspunkten be-
sonders bedeutsam - hier liegen große Beschäftigungs-
potenziale und einem Ausbau dieser Dienstleistungsbranchen
kommt eine entscheidende Bedeutung für Erhalt und Stei-
gerung der Lebensqualität zu. Eine strategisch entscheiden-
de Rolle einer solchen Tertiarisierungsstrategie spielt dabei
die öffentliche Hand - unter anderem muss der Trend eines
massiven Beschäftigungsabbaus im Öffentlichen Dienst um-
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gekehrt werden und der Staatssektor wachsen. Vorausset-
zung dafür wäre wiederum eine sozial ausgewogene Steuer-
politik, die die dafür nötigen Einnahmen generieren müsste.
Wie das Beispiel der skandinavischen Länder zeigt, würde
die hier vorgeschlagene wirtschafts- und strukturpolitische
Strategie zu einem höheren Lebensstandard, einer höheren
Beschäftigungsquote von Frauen, einem kleineren Gender-
Pay-Gap sowie einer egalitäreren Einkommensverteilung
führen. Darüber hinaus würden höhere Erziehungs- und
Bildungsausgaben, einhergehend mit einer deutlichen Erhö-
hung der Beschäftigung in diesen Bereichen, die wesentliche
Voraussetzung für eine innovationsgetriebene Wachstums-
strategie schaffen.

Nicht zuletzt die hohe Abhängigkeit vom Außenhandel hat
dazu geführt, dass die Weltwirtschaftskrise und der mit ihr
einhergehende weltweite Nachfragerückgang Deutschland
besonders trifft. Eine wirtschafts- und strukturpolitische Stra-
tegie, die Wertschöpfung und Beschäftigung im Bereich der
sozialen und gesellschaftsorientierten Dienstleistungen för-
dert, bietet eine große Chance, die schlechte binnenwirt-
schaftliche Entwicklung der jüngsten Vergangenheit und die
einseitige Exportorientierung der deutschen Wirtschaft zu
überwinden.
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Tabelle 2: Veränderung der öf-
fentlichen Beschäftigung (in Tsd.)
in ausgewählten Ländern 1998-
2008

Alle Gebietskörperschaftsebenen
einschließlich Sozialversicherun-
gen, nicht auf Gewinnerzielung
ausgerichtete Institutionen, die
hauptsächlich durch die öffentli-
che Hand finanziert werden, und
Unternehmen in öffentlichem Be-
sitz.

* Frankreich 2006, Deutschland
2007, Niederlande 2005, Norwe-
gen 2007, Polen 2007, Schweden
2007, Großbritannien 2006.

Quelle: ILO

Land 1998 2008* Differenz Differenz in %
Kanada 2779 3424 645 23,2
Dänemark 934,7 922,9 -11,8 -1,3
Finnland 630 666 36 5,7
Frankreich 6355 6718 363 5,7
Deutschland 6726 5699 -1027 -15,3
Griechenland 852,7 1022,1 169,4 19,9
Großbritannien 5168 5850 682 13,2
Irland 289,7 373,3 83,6 28,9
Italien 3625,6 3611 -14,6 -0,4
Niederlande 1595,1 1756,4 161,3 10,1
Norwegen 832,1 861,5 29,4 3,5
Polen 5017,3 3619,8 -1397,5 -27,9
Spanien 2328,2 2958,6 630,4 27,1
Schweden 1230,6 1267,4 36,8 3
USA 19909 22500 2591 13
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Bolkekuckuckstein
EU-Dienstleistungsrichtlinie: Nach wie
vor ein Angriff auf demokratische und

soziale Rechte

Von Patrick Schreiner

2004 schickte sich die Europäische Union an, mit einer nach
dem zuständigen Kommissar Frits Bolkestein benannten
Richtlinie die Liberalisierung des europäischen Binnenmarkts
voranzutreiben. Provozierendes Schlagwort war damals das
so genannte "Herkunftslandprinzip": Wer Dienstleistungen
im unionseuropäischen Ausland erbringt, sollte - von weni-
gen Ausnahmen abgesehen - hierbei fast ausschließlich den
Gesetzen seines Herkunftslandes unterliegen. Das Zielland
sollte beinahe keine Möglichkeit mehr haben, eigene Aufla-
gen zu machen. Angesichts des damit zu erwartenden weit-
reichenden Abbaus sozialer und tariflicher Errungenschaf-
ten entluden sich europaweit massive Proteste, die im Jahr
2006 ihren Höhepunkt erreichten. Nicht zuletzt die europäi-
schen Gewerkschaften waren hieran in großer Zahl beteiligt.
Die Proteste führten schließlich zu einer erhöhten Aufmerk-
samkeit der europäischen Öffentlichkeit, die die EU-euro-
päischen Institutionen zum Handeln zwang.

Für ein Abflauen der Proteste sorgten Brüssel und Straß-
burg mit einem politischen Kompromiss, der kaum mehr
als Augenwischerei war, sich medial aber gut verkaufen ließ.
Der Begriff des "Herkunftslandprinzips" wurde durch den
des harmloser klingenden, aber inhaltlich identischen "frei-
en Dienstleistungsverkehrs" ersetzt. Zudem wurde ein Ka-
talog von Ausnahmen um einige wenige Punkte ergänzt.
Damit bildet das Herkunftslandprinzip unter anderem Na-
men nach wie vor das eherne Grundprinzip der Richtlinie,
von dem nur in wenigen und eher unwesentlichen Ausnah-
mefällen abgewichen werden darf. Die konservative Frakti-
on des Europaparlaments konnte diesen Kompromiss völ-
lig zu Recht als Sieg feiern. Nach insgesamt zwei parlamen-
tarischen Lesungen und diversen Änderungen durch Rat und
Kommission trat die Richtlinie im Dezember 2006 in Kraft.

Obgleich in dieser nun gültigen Variante als "Dienstleistungs-
Richtlinie" bezeichnet, werden von ihr keineswegs nur jene
Tätigkeiten erfasst, die sich mit gesundem Menschenverstand
als Dienstleistung verstehen lassen. Da sie über einen engen
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Begriff hinaus jede wirtschaftliche, außerhalb eines Arbeits-
vertrags erbrachte Handlung als Dienstleistung versteht, kann
im Extremfall auch die Herstellung eines Produktes als
Dienstleistung gelten. Damit regelt die Richtlinie Fragen, die
über ihren eigentlichen Gegenstand weit hinausgehen.

Ihr Ziel ist es nach wie vor, Schranken für "Dienstleistende"
in diesem Sinne bei einem Einsatz im EU-europäischen Aus-
land abzubauen. Aufnahme und Ausübung einer entsprechen-
den Tätigkeit in einem anderen als dem eigenen EU-Staat
sollen erleichtert werden, und zwar ganz gleich ob erbracht
mit einer eigenen Niederlassung ("Niederlassungsfreiheit")
oder ohne eine solche ("freier Dienstleistungsverkehr"). Zu
diesem Zweck entzieht die Dienstleistungsrichtlinie dem Ziel-
land weitgehend jede Möglichkeit, Dienstleistenden Vor-
schriften zu machen oder Genehmigungen abzuverlangen.
Ausnahmen hierzu sind nur wenige vorgesehen, grundsätzli-
che Ausnahmen bilden lediglich Auflagen, die aus Gründen
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, der öffentlichen
Gesundheit oder des Schutzes der Umwelt gemacht werden.

Die Dienstleistungsrichtlinie enthält Vorgaben an die EU-
Mitgliedstaaten, die bis zum 28. Dezember 2009 umzuset-
zen sind. Sie sind aufgefordert, umfangreiche Prüfungen der
eigenen Rechtsvorschriften vorzunehmen. Zu klären und
gegebenenfalls durch Änderungen sicherzustellen ist, dass
sämtliche Rechtsnormen (in Deutschland jene von Bund,
Land und Selbstverwaltungskörperschaften wie Kommunen
und Kammern) mit der Dienstleistungsrichtlinie konform
gehen. Diese Prüfung hat anhand von drei Maßstäben zu
erfolgen: Erstens müssen Inländer und EU-Ausländer gleich
behandelt werden; zweitens müssen auch nichtdiskri-
minierende Beschränkungen wirtschaftlichen Handelns durch
zwingende Gründe des Allgemeininteresses gerechtfertigt
werden und drittens müssen auch nicht diskriminierende
Beschränkungen verhältnismäßig sein. Schon hieran wird
deutlich, dass die Dienstleistungsrichtlinie nicht nur eine
Deregulierung des grenzüberschreitenden Dienstleistungs-
verkehrs, sondern eine generelle Deregulierung zur Folge
haben dürfte. Auch besteht berechtigter Zweifel, ob die oben
genannten Ausnahmeregelungen angesichts dieser Prüfvor-
schriften tatsächlich ausreichend wirksam sein werden.

Es handelt sich bei dem eben beschriebenen "Normen-
Screening" keineswegs nur um einen technischen Vorgang,
obwohl dies oftmals anders dargestellt wird. So gibt es bei
der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie einerseits einen
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gewissen Spielraum, um soziale und tarifliche Errungenschaf-
ten zumindest bestmöglich zu schützen. Dieser Spielraum
könnte aber andererseits auch dazu genutzt werden, um un-
ter dem bequemen Deckmäntelchen "Brüssel" auch über die
Richtlinie hinaus eine massive Deregulierung voranzutreiben.
Zudem ist die Richtlinie an zahlreichen Stellen so schwam-
mig formuliert, dass einer noch neoliberaleren Auslegung
auf  europäischer wie auch auf  nationaler Ebene Tür und Tor
geöffnet ist. Politische Aufmerksamkeit ist vor diesem Hin-
tergrund mehr als angemessen. Im Folgenden seien die wich-
tigsten Punkte aufgeführt, auf die im Interesse eines demo-
kratischen und sozialen Europas in den kommenden Mona-
ten und Jahren zu achten sein wird:

(1) Die Dienstleistungsrichtlinie schreibt vor, dass inländi-
sche Dienstleistende (das heißt jene mit Niederlassung im
Zielland) strengeren Vorschriften unterworfen werden dür-
fen als ausländische, nicht aber umgekehrt. Eine solche
Inländerdiskriminierung wird aber politisch auf  Dauer kaum
durchzuhalten sein, so dass Erleichterungen verschiedenster
Art zunehmend wohl auch Inländern zu Gute kommen: Hier
droht eine allgemeine Deregulierung. Diese Befürchtung
verstärkt sich, führt man sich vor Augen, dass die Richtlinie
zwischen Dienstleistungen mit und ohne Niederlassung über-
haupt nicht eindeutig unterscheidet, was einerseits zusätzlich
zu einer liberaleren Praxis beitragen und andererseits zu
Missbräuchen einladen dürfte. Hier wäre die Forderung zu
erheben, dass die Einzelstaaten bei der Umsetzung der Richt-
linie eine schärfere Trennung zwischen Dienstleistenden mit
und ohne Niederlassung vornehmen. Generell gilt es dar-
über hinaus, ein möglichst hohes Schutzniveau unter sozia-
len und ökologischen Gesichtspunkten aufrecht zu erhalten.

(2) Die Dienstleistungsrichtlinie unterscheidet zwischen Ge-
nehmigungen und Anforderungen. "Genehmigung" ist da-
bei weit auszulegen, gemeint ist jede Form von ausdrückli-
cher oder stillschweigender behördlicher Entscheidung, die
zur Voraussetzung der Aufnahme oder Ausübung einer
Dienstleistung gemacht wird. Demgegenüber ist der Begriff
"Anforderung" breiter ausgelegt: Hier sind zum einen sämt-
liche vorgeschriebenen Meldungen oder Eintragungen
erfasst, für die kein behördliches Verhalten und keine Fri-
sten vorgesehen sind, zum anderen alle denkbaren Auflagen,
Verbote, Bedingungen und Beschränkungen. Da die Richtli-
nie verlangt, dass erteilte Genehmigungen bundesweite Gel-
tung haben, geraten kommunale Selbstverwaltung und Bun-
desländer unter Druck. Außerdem besteht die Gefahr, dass
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sich Dienstleistende stets Kommunen und Länder mit den
geringsten Anforderungen aussuchen. Hier gilt es, einen
Deregulierungswettlauf  zwischen Kommunen und Ländern
zu verhindern.

(3) Arbeits- und Tarifrecht sind eigentlich von der
Dienstleistungsrichtlinie ausgenommen, tarifvertragliche und
arbeitsrechtliche Regelungen gelten folglich nicht als Anfor-
derungen im eben genannten Sinne. Allerdings muss der
Mitgliedstaat seine Befugnisse unter "Wahrung des
Gemeinschaftsrechts" ausüben. Diese Einschränkung hat es
in sich: Im europäischen Recht wird unterschieden zwischen
Primärrecht, das die übergeordneten EU-Verträge umfasst,
und Sekundärrecht, das die auf Basis dieses Primärrechts in
Brüssel beschlossenen Regelungen und Richtlinien bezeich-
net. Da Arbeits- und Tarifrecht nur in der Dienstleistungs-
richtlinie und damit nur sekundärrechtlich ausgenommen
sind, primärrechtlich aber keinen wirksamen Schutz genie-
ßen, läuft diese Ausnahmeregelung in weiten Teilen ins Lee-
re. In diesem Zusammenhang sei illustrierend darauf ver-
wiesen, dass der Europäische Gerichtshof  schon in der Ver-
gangenheit durch eine sehr liberale Rechtsprechung auffiel,
die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit gegenüber
einzelstaatlichem Arbeitsrecht und Grundrechten wie Ko-
alitionsfreiheit und Arbeitskampfrecht immer wieder sehr
viel stärker gewichtete.

Die Mitgliedstaaten haben gleichwohl einen gewissen Hand-
lungsspielraum, der etwa auch die Einführung von Mindest-
löhnen und - im Falle Deutschlands - die Aufnahme weiterer
Branchen in das Arbeitnehmer-Entsendegesetz umfasst. Fer-
ner wäre auch in diesem Zusammenhang auf die Möglich-
keit aus Punkt 1 zu verweisen, bei der Umsetzung der Richt-
linie eine schärfere Trennung zwischen Dienstleistenden mit
und ohne Niederlassung vorzunehmen. Würde dabei der
Begriff  der Niederlassung auch auf  vorübergehende Ein-
richtungen ausgedehnt, so wäre eine stärkere tarif- und sozi-
alpolitische Regulierung möglich. Zudem dürfte es zulässig
und sinnvoll sein, Beschäftigte grenzüberschreitend zu orga-
nisieren und entsprechend grenzüberschreitende Tarifverträ-
ge zu erzwingen - inwiefern dies allerdings praktikabel ist,
wäre zu prüfen.

(4) Formal sind soziale Dienstleistungen von der Richtlinie
ausgenommen, sofern sie im Zusammenhang mit Sozialwoh-
nungen, Kinderbetreuung, der Unterstützung von Familien
oder von dauerhaft/vorübergehend Hilfsbedürftigen stehen
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und vom Staat selbst, von staatlich beauftragten Dienstlei-
stern oder von anerkannten gemeinnützigen Einrichtungen
erbracht werden. Sobald diese Dienstleistungen aber von
Privaten erbracht werden, fallen sie unter die Richtlinie. Auch
hierdurch wird der Abbau sozialer und tariflicher Rechte
verschärft, der mit Privatisierungen ohnehin schon einher-
geht. Hier gilt es nicht nur, Privatisierungen abzuwehren,
sondern auch, den Einfluss marktwirtschaftlichen Denkens
im Bereich sozialer Dienstleistungen generell zurückzudrän-
gen.

(5) Auch Leistungen der öffentlichen Hand ohne wirtschaft-
lichen Charakter sind von der Dienstleistungsrichtlinie eigent-
lich ausgenommen. Allerdings drohen durch die zunehmen-
de Privatisierung des öffentlichen Sektors immer mehr sol-
cher früher öffentlichen Leistungen unter die Richtlinie zu
fallen und damit dereguliert zu werden. Zudem ist fraglich,
inwiefern Quersubventionierungen, wie sie in öffentlichen
Haushalten üblich sind, auch weiterhin möglich sein werden:
Schließlich setzen diese ja eine Leistung der öffentlichen Hand
voraus, durch deren Gewinne andere, defizitäre Leistungen
finanziert werden. Diese Gewinne aber könnten als Zeichen
für einen wirtschaftlichen Charakter interpretiert zu werden.
Auch dies spricht dafür, Privatisierungen grundsätzlich zu
verhindern und marktwirtschaftliches Denken generell zu-
rückzudrängen.

Es wird für die europäischen Gewerkschaften sowie andere
fortschrittliche Organisationen und Initiativen notwendig
sein, der in der Europäischen Union seit Jahren dominieren-
den neoliberalen Deregulierungsideologie massiven Wider-
stand entgegenzusetzen. Eine kritische Begleitung des durch
die Dienstleistungsrichtlinie erforderlichen Normen-
Screenings ist in diesem Zusammenhang unabdingbar, kann
aber nur einen ersten Schritt darstellen. Die politische Reich-
weite solchen Engagements ist begrenzt. In einem zweiten
Schritt wäre deshalb für eine direkte Verankerung sozialer,
tariflicher und bürgerlicher Rechte schon in den primär-
rechtlichen Verträgen zu kämpfen. Nur so kann auf  Dauer
der herrschenden Marktideologie Einhalt geboten werden -
und nur so ist ein demokratisches und soziales Europa mög-
lich.
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Niedriglohnbeschäftigung trotz
Aufschwung im Jahr 2007

drastisch gestiegen

Von Kai Eicker-Wolf  und Patrick Schreiner

Im Jahr 2008 ließ das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) verlauten, dass der deutsche Niedriglohn-
sektor im Jahr 2007 gegenüber dem Vorjahr nicht weiter ge-
wachsen sei. Tatsächlich ist in 2007 der Anteil der Niedrig-
lohnbeschäftigung an der Gesamtbeschäftigung so gut wie
nicht gestiegen. Da die Gesamtbeschäftigung allerdings deut-
lich zugenommen hat, hat sich auch die Zahl der Personen,
die zu Niedriglöhnen arbeiten, erhöht, und zwar um rund
350.000 - insgesamt haben nach Ergebnissen des Instituts für
Arbeit und Qualifikation (IAQ) damit 2007 rund 6,5 Millio-
nen Beschäftigte im Niedriglohnsektor gearbeitet.

Der Niedriglohnsektor hat in Deutschland - wenn getrennte
Niedriglohnschwellen für Ost- und Westdeutschland zugrun-
de gelegt werden - einen Anteil von 21,5 Prozent an der
Gesamtbeschäftigung. Seit 1998 hat der Umfang des Niedrig-

Tabelle1: Niedriglohnschwellen
(brutto) und Anteil der der Niedrig-
lohnbeschäftigten (2007, alle ab-
hängig Beschäftigten inklusive
Teilzeit und Minijobs)

Quelle: Institut für Arbeit und Qua-
lifikation

lohnsektors dabei deutlich zugenommen, und zwar um fast
50 Prozent. Wird eine einheitliche Niedriglohnschwelle für
Ost- und Westdeutschland gebildet, dann ist der Niedriglohn-
sektor mit 22,4 Prozent sogar noch größer (vgl. Tabelle 1).

Betroffen von Niedriglöhnen sind Teilzeitbeschäftigte und
insbesondere Minijobberinnen und Minijobber, allerdings
auch Vollzeitbeschäftigte. Letztere verzeichnen seit Mitte der
1990er Jahre sogar den höchsten Zuwachs. Vier von fünf
Niedriglohnbeschäftigte verfügen über eine abgeschlossene
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Getrennte 
Niedriglohnschwellen für 

Ost und West
Einheitliche 

Niedriglohnschwelle
9,62 € (West)
7,18 € (Ost)

Westdeutschland 21,10% 18,80%
Ostdeutschland 23,50% 40,10%
Deutschland 21,50% 22,40%
Westdeutschland 5,4 4,8
Ostdeutschland 1,1 2
Deutschland 6,5 6,8

Niedriglohnbeziehende 
absolut (in Millionen)

Niedriglohnschwelle (brutto pro Stunde) 9,19 €

Niedriglohnanteil 
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Berufsausbildung oder einen akademischen Abschluss. Das
in der öffentlichen Debatte und insbesondere von
Arbeitgeberseite immer wieder vorgebrachte Argument,
dass Arbeit mit geringer Qualifikation weniger produktiv
sei und deshalb quasi notwendigerweise nur niedrig entlohnt
werden könne, ist also ganz offensichtlich falsch.

Im Niedriglohnsektor haben besonders jene Stundenlöhne
an Bedeutung gewonnen, die selbst innerhalb dieses Sektors
noch den untersten Rand bilden. Wenn auch Schülerinnen
und Schüler, Studierende, Rentnerinnen und Rentner sowie
Nebenjobs mit einbezogen werden, dann beziehen immer-
hin knapp 1,9 Millionen Beschäftigte einen Stundenlohn un-
ter 5 Euro und gut 5 Millionen Beschäftigte arbeiten für we-
niger als 7 Euro in der Stunde. Zwar entfallen im
Stundenlohnbereich unter 5 Euro zwei Drittel aller Stellen
auf  Minijobs, aber immerhin auch 25 Prozent auf  Vollzeit-
beschäftigte. Dies bedeutet, dass fast eine halbe Million Men-
schen eine Vollzeittätigkeit ausüben, die mit weniger als 5
Euro in der Stunde entlohnt wird! Das so genannte "Working
Poor"-Phänomen, das in der öffentlichen Debatte lange als
typisch US-amerikanisch galt, hat damit längst auch in
Deutschland Verbreitung gefunden. Armut trotz Arbeit ist
keine Seltenheit mehr.

Der rasante Trend zur Spreizung der Löhne im unteren Seg-
ment ist im Vergleich zu anderen Ländern sogar beispiellos.
Dies ist ein Beleg dafür, dass der Lohn in Deutschland in
zunehmendem Umfang zum Wettbewerbsparameter wird.
Es ist dies das Ergebnis einer jahrzehntelangen Standort-
debatte und einer daraus resultierenden Politik der Lohn-
zurückhaltung, -senkung und -spreizung. Dies geht einher mit
einer generellen Verschlechterung der Qualität der Arbeit.
Wer diesem Trend Einhalt gebieten will, muss einen allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohn in angemessener Höhe ein-
führen.

Gegen einen allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn wird häu-
fig der Einwand erhoben, dass dieser aufgrund von Kosten-
steigerungen zu Arbeitsplatzverlusten führe - und eine
schlecht oder sogar sehr schlecht entlohnte Arbeit besser sei
als gar nicht zu arbeiten. Wer so argumentiert, verkennt, dass
ein Mindestlohn auch Kaufkraft steigernde Wirkung hat.
Dieser Effekt darf auf keinen Fall vernachlässigt werden,
weil vor allem GeringverdienerInnen-Haushalte von einem
gesetzlichen Mindestlohn profitieren würden: Je höher das
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Einkommen ausfällt, desto höher ist der Anteil, der gespart
wird. Eine Erhöhung im unteren Lohnbereich würde folg-
lich zum allergrößten Teil in den Konsum fließen.

Wenn der geschilderte Kaufkrafteffekt und mithin gesamt-
wirtschaftliche Zusammenhänge angemessen berücksichtigt
werden, dann fällt die Beschäftigungsbilanz bei Einführung
eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns positiv aus - dies
zeigt eine Studie, die die Gewerkschaft ver.di in Auftrag ge-
geben hat. Unterstellt wird dabei die Einführung eines Min-
destlohns in Höhe von 7,50 Euro ab dem Jahr 2010, der bis
2011 schrittweise auf 9,- Euro erhöht wird und dann in den
folgenden Jahren jeweils in Höhe des verteilungsneutralen
Spielraums (Produktivitätsanstieg plus Inflationsrate) steigt.
Durch den Anstieg des Konsums wäre demnach kurzfristig
mit 225.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen zu rechnen. Da ein
Mindestlohn positiv auf den gesamten unteren Lohnbereich
ausstrahlen würde, ist langfristig sogar von einem positiven
Beschäftigungseffekt in Höhe von 600.000 Arbeitsplätzen
auszugehen.

Wer gegen die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns
in Deutschland ist, spricht sich letztlich für einen weiteren
Anstieg der Niedrig- und Niedrigstlohnbeschäftigung aus
und hält Lohndumping für eine erfolgversprechende wirt-
schaftspolitische Strategie. Die sozialen und politischen
Konsequenzen einer solchen Politik sind schon heute ver-
heerend.

Zum Weiterlesen:

Thorsten Kalina und Claudia Weinkopf, Niedriglohnbeschäftigung
2007 weiter gestiegen - zunehmende Bedeutung von Niedrigstlöhnen,
in: IAQ-Report 2009-05 (zu finden unter: http://www.iaq.uni-
due.de/iaq-report/2009/report2009-05.pdf).

Klaus Bartsch Econometrics, Was bringt ein gesetzlicher Mindest-
lohn für Deutschland?, Gutachten im Auftrag des ver.di-Bundesvor-
standes, Neuendorf 2009 (zu finden unter: http://
mindestlohn09.verdi.de/data/milo_studie_bartsch_juli0.pdf)

Elke Hochmuth und Markus Krüsemann, Für�n Appel und�n Ei?
Niedriglöhne in Niedersachsen, Studie im Auftrag des DGB Bezirk
Niedersachsen � Bremen � Sachsen-Anhalt, Göttingen 2009. (Über
diese Studie berichten wir ausführlicher im nächsten WISO-Info.)

Fo
ru

m

)



Seite  30

 

WISO-Info
Ausgabe 2 / 2009

D
as

 L
et

zt
e

Deutschland dritter Klasse
Eine Buchbesprechung

Von Patrick Schreiner

Die junge Journalistin Julia Friedrichs hat schon vor einiger
Zeit mit "Gestatten: Elite" für Aufsehen gesorgt. Kritisch
zeigte sie auf, dass es kein einheitliches Elite-Verständnis gibt,
es mit Leistung nichts zu tun hat und die einzige Gemein-
samkeit aller "Eliten" eine Abgrenzung nach unten gegen-
über Mittel- und Unterschichten ist. Letzterer hat sich Fried-
richs nun in einem neuen Buch zugewandt, an dem sie ge-
meinsam mit Eva Müller und Boris Baumholt gearbeitet hat.

Unterschicht, das umfasst in den Augen der AutorInnen ein
breites Spektrum an Menschen, die aus der Gesellschaft fak-
tisch dauerhaft ausgeschlossen sind: Ungelernte Arbeitslose
ebenso wie alleinerziehende Mütter, in Hartz-IV-Familien auf-
gewachsene Kinder und Jugendliche ebenso wie Leiharbeiter-
Innen. Sie alle leben von der Hand in den Mund, werden von
Ämtern und Arbeitgebern schikaniert und sehnen sich auf
unterschiedliche Weise im Grunde doch nur nach Teilhabe
und Anerkennung.

Das Buch führt  uns an verschiedene Orte: in Privatwohnun-
gen, zu einer Leiharbeitsfirma, zu einem Catering-Unterneh-
men, in Schulen, in Arbeitsagenturen und nicht zuletzt in ein
Gefängnis. Auch eine so genannte Förderschule für Schüle-
rinnen und Schüler mit vermeintlichen Lernproblemen wur-
de besucht. Hier wird deutlich, dass Armut und Ausgrenzung
in Deutschland vererbbar geworden sind. Worin die spezifi-
sche Förderung dieser aus armen und oft genug zerrütteten
Familien stammenden Kinder und Jugendlichen bestehen soll,
bleibt angesichts eines eklatanten Mangels an Geld und Per-
sonal offen. Dass kaum einer von ihnen nach der Schule auch
nur eine minimale Chance auf einen Ausbildungsplatz hat,
überrascht dann nicht mehr.

Bücher wie dieses bringen die Debatte um soziale Gerech-
tigkeit und Ausgrenzung gewiss nicht voran, können aber
die Problematik anschaulich vor Augen führen. Dass es dar-
über hinaus einer radikalen Absage an Neoliberalismus und
eines aktiven Widerstands gegen die selbsternannten Eliten
dieses Landes bedarf, wird in diesem Buch zwar nicht ge-
schrieben - aber auch nicht bestritten. Insofern lohnt sich die
Lektüre im Bewusstsein, dass hier nur die Hälfte der Proble-
matik zu finden ist, gleichwohl ist es eine erschreckende.

Julia Friedrichs, Eva Müller, Bo-
ris Baumholt: Deutschland dritter
Klasse, Leben in der Unterschicht,
Verlag Hoffmann und Campe,
Hamburg, 2009, 200 Seiten,
14,95 Euro, ISBN 978-3-455-
50112-4.
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In gemeinsamer
Verantwortung

Eine Buchbesprechung

Von Patrick Schreiner

"Große Koalitionen bieten dank ihrer breiten Mehrheit die
Chance zu umfassenden Veränderungen", so beginnt der
Klappentext dieses Buches. Die Lektüre des gesamten Ban-
des allerdings vermittelt einen anderen Eindruck: Die
schwarz-rote Regierungszeit von 2005 bis 2009 war weniger
von "umfassenden Veränderungen" geprägt als vielmehr von
einer nicht allzu forschen Fortführung der Politik der vor-
hergegangenen rot-grünen Koalition. Tatsächlich bildete die
neoliberale Sozial- und Wirtschaftspolitik der Schröder-Fi-
scher-Regierung den Ausgangspunkt für die Koalition von
Union und SPD: Hartz I bis IV, Steuersenkungen für Reiche,
die Einführung einer kapitalgedeckten Altersvorsorge, die
Ausweitung prekärer Beschäftigungsverhältnisse, die Sen-
kung des Rentenniveaus, politisch herbeigeführter Druck auf
die Löhne und die Entlastung von Unternehmen waren poli-
tische Maßnahmen, die die schwarz-rote Regierung von ih-
rer Vorgängerin übernahm und die sie in ihren verheeren-
den Auswirkungen kaum übertreffen konnte.

Die Amtszeit von Kanzlerin Angela Merkel sollte angesichts
dessen aber nicht als eine Zeit verstanden werden, in der po-
litisch wenig agiert wurde. Mit erneuten Entlastungen für Un-
ternehmen, der Rente mit 67, einer Erhöhung der Mehrwert-
steuer und der so genannten Schuldenbremse hat auch diese
Regierung hochgradig fragwürdige Projekte umgesetzt. Sinn-
volle Maßnahmen hingegen unterblieben, wie etwa die Ein-
führung allgemeiner Mindestlöhne. Auch Schwarz-Rot hat
damit zu einer zunehmenden Ungleichverteilung des Reich-
tums, zu einem Abbau der Rechte von Beschäftigten und zu
einer Reduktion des staatlichen Handlungsspielraums bei-
getragen. Diese Entwicklung wird im vorliegenden Sammel-
band ausführlich und unter Bezugnahme auf verschiedene
wirtschafts- und sozialpolitische Politikfelder geschildert.
Dabei greifen alle Artikel auf fundierte und breite empiri-
sche Daten und Fakten zurück, die kenntnisreich analysiert
werden. Den AutorInnen und Herausgebern ist angesichts
dessen eine umfassende und überzeugende Gesamtschau der
schwarz-roten Sozial- und Wirtschaftspolitik gelungen, die
aber für Laien zumindest teilweise keine leichte Kost ist.

Kai Eicker-Wolf, Stefan Körzell,
Torsten Niechoj, Achim Truger
(Hg.): In gemeinsamer Verant-
wortung. Die Sozial- und Wirt-
schaftspolitik der Großen Koaliti-
on 2005-2009, Metropolis-Verlag
Marburg, 249 Seiten, 19,80 Euro,
ISBN 978-3-89518-747-6.
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Zwischenwelten und
Übergangszeiten

Eine Buchbesprechung

Von Kai Eicker-Wolf

Wer sich mit der Weltgeschichte seit dem ersten Weltkrieg
befasst, der kommt an dem mittlerweile 92jährigen Histori-
ker Eric Hobsbawm nicht vorbei - sein 1994 in erster Aufla-
ge erschienenes Werk Das Zeitalter der Extreme ist nach wie
vor unerreicht.

Im ihrem Buch haben Friedrich-Martin Balzer und Georg
Fülberth kürzere Aufsätze, Interviews und Vorträge Eric
Hobsbawms zusammengestellt. Lediglich zwei Texte sind
älter als 1989. Gerade in den zahlreichen Interviews erfährt
man viel über seine Biographie und sein Selbstverständnis
als Marxist, der in seinen historischen Arbeiten einen histo-
risch-materialistischen Ansatz verfolgt. Die Aufsätze befas-
sen sich nicht nur mit wirtschafts- und sozialgeschichtlichen,
sondern auch mit kulturhistorischen Fragen. Hobsbawm
verblüfft den Leser hier mit seinem enormen Wissen in den
Bereichen Literatur, Musik und darstellende Kunst wie auch
mit fundierten und interessanten Einschätzungen.

Bereits Jahre vor der aktuellen Finanz- und Weltwirtschafts-
krise gehörte Hobsbawm zu jenen, die vor einem geradezu
religiösen Glauben an den freien Markt warnten. Das wirk-
lich Neue seit Mitte der 1970er Jahre, so Hobsbawm, sei nicht
die Wiederkehr des Lassez-faire und des freien Marktes ge-
wesen, sondern dass dies mit einem gewissen religiösen An-
strich geschehen sei.

Für GewerkschafterInnen besonders interessant ist der Auf-
satz Das Jahrhundert der Arbeiterbewegung. Der Autor zeigt hier,
dass Arbeiterbewegung und Sozialismus nicht immer kon-
gruent waren und sind, wie der Peronismus in Argentinien
und die polnische Solidarnosc zeigen. Von einem Ende der
Arbeiterbewegung, so Hobsbawm, sei trotz ihres häufig aus-
zumachenden Bedeutungsverlustes nicht auszugehen: Zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern werde es immer
Konflikte aufgrund divergierender Interessen geben. Insbe-
sondere zwei Gefahren sieht Hobsbawm für die Arbeiter-
bewegung: "die Abdankung ihrer Führer vor der Ideologie
des Marktes und die Entpolitisierung der Bürger." Allein
schon dieser Aufsatz lohnt den Kauf  des Buchs.

Eric Hobsbawm, Zwischenwelten
und Übergangszeiten. Interventio-
nen und Wortmeldungen. Köln
2009, PapyRossaVerlag, 240 Sei-
ten, 18,00 Euro, ISBN 978-3-
89438-405-0.
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WISO-Info
wird in unregelmäßigen Abständen ca. drei bis vier Mal pro
Jahr herausgegeben vom Arbeitskreis für Wirtschafts- und
Strukturpolitik bei den DGB-Bezirken Hessen-Thüringen
und Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt. Die elektro-
nische Zeitschrift behandelt sozial-, struktur-  und wirtschafts-
politische Themen aus gewerkschaftlicher Sicht.

WISO-Info kann kostenfrei im E-Mail-Abo bezogen wer-
den. Bestellungen richten Sie bitte an folgende E-Mail-Adres-
se:

wiso-info@dgb.de

Wir freuen uns über Artikel- und Interviewvorschläge. Wenn
Sie einen Text einreichen möchten, so wenden Sie sich bitte
gleichfalls an diese E-Mail-Adresse. Unsere �Hinweise für
AutorInnen� senden wir Ihnen gerne zu. Ein Anspruch auf
Veröffentlichung von Texten besteht nicht. Der Arbeitskreis
Wirtschafts- und Strukturpolitik kann seinen Autorinnen und
Autoren leider keine Honorare bezahlen.

Briefe sowie kritische Anmerkungen unserer Leserinnen und
Leser nehmen wir gerne entgegen. Auch hierfür wenden Sie
sich bitte an oben genannte E-Mail-Adresse.

Zuletzt erschienen:
WISO-Info 1/2009 mit einem In-
terview zur Weltwirtschaftskrise,
mit Artikeln zur Erhöhung der Ar-
beitszeiten, zu Keynes� Comeback
und zum Tarifabschluss der Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder.

WISO-Info 3/2008 mit einem
Interview zu Public-Private
Partnership sowie mit Artikeln zur
Finanzmarktkrise und zum
Niedriglohnsektor in Hessen.

WISO-Info 2/2008 mit einem In-
terview zur Förderalismusreform
II sowie mit Artikeln zu Leiharbeit,
dem Tariftreue-Urteil des EuGH
und zur Industriepolitik in Hessen.

WISO-Info 1/2008 mit einem In-
terview zum Frankfurter Hartz-IV-
Tribunal sowie mit Artikeln zu ei-
nem Tariftreuegesetz in Hessen,
zur Lohnentwicklung in Deutsch-
land, zur Erbschaftsteuer und zu
Steuerreformen allgemein.

WISO-Info 3/2007 mit einem In-
terview zur konjunkturellen Ent-
wicklung in Deutschland sowie mit
Artikeln zum bedingungslosen
Grundeinkommen und zu den
gewerkschaftlichen Forderungen
an den Landeshaushalt Hessens.

WISO-Info 2/2007 mit einem In-
terview zu Mindestlöhnen sowie
mit Artikeln zur Verteilung von Ein-
kommen in Deutschland und zur
Unternehmenssteuer-Reform.

WISO-Info 1/2007 mit einem In-
terview zur Pflegeversicherung
sowie mit Artikeln zum Hessischen
Sparkassengesetz, zu Tarif-
treueregelungen und zur Erb-
schaftssteuer.


